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HickhackumBaugesetzbrauchtmehrZeit
«Seriöse Beratung nichtmöglich»: St.Galler Kantonsrat weist strittige Baurechtsfragen nochmals der vorberatendenKommission zu.

Marcel Elsener

Elvis Presleys berühmter Song
«Return To Sender» wurdemit
BezugaufsMediengesetzoft ge-
spielt, nun hätte er amMontag-
abend auch im coronatemporä-
renSt.GallerKantonsratssaal in
derOlmahalle 2 gepasst.Wobei
«Zurück an den Absender»
beim wichtigsten Geschäft des
ersten Sessionstags, demNach-
trag zum kantonalen Bau- und
Planungsgesetz, nicht ganzkor-
rekt ist – die Vorlage geht nicht
zurückandenAbsender (dieRe-
gierung), sondern an denÜber-
mittler, nämlichdie vorberaten-
de Kommission.

Die Kommission unter Vor-
sitz von Walter Locher (FDP)
soll gemäss einer deutlichen
Ratsmehrheit aus SVP, FDP, SP,
GrünenundGrünliberalennoch
einmal über die Bücher. Sie soll
laut Rückweisungsantrag der
drei erst genanntenParteiendie
offenenFragenbeidenvier strit-
tigen Artikeln zu Schwerpunkt-
zone,Weilerzone,Grünflächen-
ziffer undLadeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge klären. Be-
gründung: «Nach der Beratung
in der vorberatenden Kommis-
sionhaben sich sehr viele inten-
sive Gespräche in informellen
Gruppen ergeben, sodass zur
Zeit der Informationsstand in
der Kommission und im Kan-
tonsrat sehr unterschiedlich ist,
was eine seriöse Beratung des
Geschäfts in der laufenden Ses-
sion nicht zulässt.»

«EinsolchesHickhacknoch
nieerlebt»
An so viele Umtriebe nach der
Kommissionsberatungkönneer
sich nicht erinnern, sagte An-
tragsteller Ruedi Blumer (SP),
Kommissionsmitglied und mit
Antritt 1996 eines der dienstäl-
testenRatsmitglieder. «Ein sol-
chesHickhackhabe ichnochnie
erlebt», pflichteteMichaelGöt-
te (SVP)bei, fast aufdenTagge-
nau seit 20 Jahren im Rat. Von
derUneinigkeit zeugtenmehre-

re Anträge, die nicht mehr vor-
beratenwerdenkonnten.Offen-
barhatten sichSP,FDPundSVP
über Mittag abgesprochen, nur
die Mitte-EVP-Fraktion zeigte
sich verschnupft und hielt am
Geschäft fest: Man sei bera-
tungsreif,meintenmehrereVer-
treter undwolltennur die Frage
der Neubauten in Weilern zu-
rückweisen,wieMitte-Sprecher
Erich Zoller sagte – «wegen zu
vieler rechtlicher Unsicherhei-
ten».

Ob grundsätzlich auf Regie-
rungsseite wie SP, Grüne und
GLPoder auf jener der vorbera-
tenden Kommission wie SVP
und FDP, waren sich mit Aus-
nahme der Mitte alle Parteien
einig, dass die Auseinanderset-

zung über die Details in der
Kommission und nicht im Ge-
samtgremium stattfinden solle.
DiesbefandauchMitte-Bauche-
fin Susanne Hartmann: «Eine
seriöse Diskussion ist nicht
möglich, eine Rückweisung am
sinnvollsten.» Sie sei beim II.
Nachtrag zum Baugesetz vor
einer «Flut von Anträgen» ge-
warntworden, dochnunbetref-
fedieseFlutdieAnträgeder vor-
beratenden Kommission und
der Regierung. «Die Kommis-
sion sollte nochmals diskutie-
ren, damit wäre allen gedient.»

DenGemeinden läuftdie
Zeitdavon
DasPlanungs- undBaugesetz ist
eines der wichtigsten Gesetze

imKanton und die Zeit drängt -
darüber sind sich alle einig. Bis
2027 müssen alle 77 St.Galler
Gemeinden gemäss dem seit
2017 gültigen kantonalen Ge-
setz ihre Ortsplanung erneuert
haben, zurHalbzeit sinddiewe-
nigstenvon ihnenbereit.DieBe-
völkerung spricht gewichtigmit,
wie erfolgreiche Referenden in
Degersheim und Steinach zeig-
ten: Dort ging die vorgelegte
Ortsplanung zurück an denAb-
sender, den Gemeinderat. Was
dieAblehnungbedeutet, erklär-
te der SteinacherGemeindeprä-
sident nach der Abstimmung,
die am Rahmennutzungsplan
für ein Hochhaus scheiterte:
«DieGemeindegibt nunerneut
Geld aus,während sichdie bau-

liche Entwicklung weiterhin
verzögert. Die Einnahmen sta-
gnieren, dieAusgabenwachsen.
Das Spannungsfeld verschärft
sich.»

Die entscheidende Rolle
spielt demnach der Gemeinde-
verband, sprichdieVereinigung
St.GallerGemeindepräsidentin-
nen und Gemeindepräsidenten
(VSGP). IhrPräsident, derOber-
rieter Gemeindepräsident und
FDP-KantonsratRolfHuber, be-
tonte,wiewichtigRechtssicher-
heit für BehördenundBauwilli-
ge sei. «Wirkönnenunsnicht er-
lauben, Schiffbruch zu
erleiden.»DieGemeindenseien
deshalb so wichtig, weil sie das
Gesetz umsetzenmüssten, sag-
te der Tübacher Gemeindeprä-

sident Götte. «Aber wir brau-
chen andere Instrumente.»

Ob diese Instrumente nun
am 1. Juli oder am 1. Oktober
verfügbar seien, sei zu verkraf-
ten, lautete der Tenor, doch
müsse das Gesetz rasch praxis-
tauglich sein und wenn immer
möglich imApril (und in zweiter
Lesung Juni) durchberaten sein.
Die vorberatende Kommission
trifft sicham27.März zurnächs-
ten Sitzung, die allerdings dem
– bereits verschobenen – Streit-
thema des Denkmalschutzes
vorbehalten war. Nun müsste
nebst derda zuständigenRegie-
rungsrätin Laura Bucher auch
Bauchefin Susanne Hartmann
zur Verfügung stehen, mahnte
Kommissionspräsident Locher
an.

Gemeinden imMachtspiel
mitWirtschaftsverbänden
DasAustarierenderBaugesetz-
instrumente handeln im we-
sentlichen zwei bürgerlich ge-
prägte Verbände aus, wie in der
Diskussion klar wurde. «Eine
Lex VSGP kann es nicht sein»,
machteKarlGüntzel (FDP)klar,
der wie Walter Locher (Präsi-
dent) im Vorstand des Haus-
eigentümerverbands wirkt. Die
Wirtschaftsverbände und ihre
bürgerlichen Ratsvertreter ha-
ben laut Güntzel das zunächst
«ungenügende Gesetz» bereits
2016 im Parlament in eine für
sie tauglicheFassunggebracht –
undetwa auf eineGrünflächen-
ziffer «bewusst verzichtet».

Abgesehen von der Frage
derNeubauten inWeilern dürf-
ten die Kräfteverhältnisse bei
den strittigen Fragen auch im
April klar sein. Auch wenn die
linksgrüne Seite alles daran set-
zen wird, bei den Grünflächen
oderderElektromobilität klima-
freundlichere Varianten zu er-
reichen. Oder wie es Margot
Benz (Grüne) mit Blick auf vor-
gesehene anrechenbare Grün-
flächen wie unversiegelte Park-
plätze und Steingärten meinte:
«Grün ist nicht gleich grün.»

Gewalt:Behördensollenrascheragieren
Der Schlussbericht zumProjekt «HäuslicheGewalt und die Kindermittendrin» liegt vor.

Rossella Blattmann

Durchschnittlich700Kinderpro
Jahr erleben eine Polizeiinter-
ventionaufgrundhäuslicherGe-
walt, tätlichen Konflikten oder
eskalierenden Streitsituationen
zu Hause. Das schreibt das Si-
cherheits- und Justizdepar-
tementdesKantonsSt.Gallen in
einerMedienmitteilung.

«Manchmal sind die Kinder
mitten imGeschehen:Kleinkin-
der sindaufdemArmdesEltern-
teils,dergeradegeschlagenwird,
Kinderversuchendazwischenzu
gehen, wenn die Gewalt eska-
liert, Kinder und Jugendliche
flüchten zu Nachbarfamilien
oder rufen selber die Polizei.»
2017hattederKantonSt.Gallen
das Projekt «Häusliche Gewalt
unddieKindermittendrin» lan-
ciert. Dies, um zu verhindern,

«dassGewaltalsKonfliktverhal-
ten von Generation zu Genera-
tion weitergegeben wird» und
umdenBedürfnissenderKinder
undJugendlichenbessergerecht
zu werden. In diesem Zusam-
menhang hatte der Kanton
St.Gallen imvergangenenSom-
mer ein Handbuch veröffent-
licht, das Fachpersonen als
Orientierungshilfe dienen soll.

Nach einer vierjährigenPro-
jektzeit liegt nun der Schlussbe-
richtvor.DasZiel –«denBedürf-
nissen der Kinder und Jugendli-
chen, die vonGewalt inEheund
Partnerschaft der Eltern betrof-
fen sind, besser gerecht zu wer-
den»–konntegemässKantoner-
reichtwerden.DochderKanton
identifizierteauchHandlungsbe-
darf: bei der zeitnahen Informa-
tion der Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörde (Kesb) über

eine Polizeiintervention durch
die Polizei, bei der zeitnahen
Kontaktaufnahme mit den be-
troffenenKindernund Jugendli-
chen durch eine Fachperson
nach einer Polizeiintervention
und bei der längerfristigen Be-
gleitung von Kindern und Ju-
gendlichen. «Der identifizierte
Handlungsbedarfbetrifftdasge-
samte System Kindesschutz»,
heisst es imCommuniqué.

Miriam Reber, die Leiterin
der Koordinationsstelle häusli-
cheGewalt des Kantons St.Gal-
len, sagt auf Anfrage: «Ist ein
KindvonhäuslicherGewalt zwi-
schenseinenElternbetroffen, ist
nicht immerklar,wer fürdendi-
rekten Kontakt zum Kind zu-
ständig ist.» Laut Reber ist es
wichtig, dass rasch gehandelt
werde.Kompetenzkonfliktezwi-
schen Polizei, Kesb oder einer

Beratungsstelle könnten dazu
führen, dass betroffene Kinder
und Jugendliche durch die Ma-
schen des Kinderschutznetzes
fallen. «Das darf in Zukunft
nichtmehr passieren», sagt Re-
ber. Erlebt ein Kind Gewalt in
der Familie, sei es wichtig, dass
möglichst rasch jemandmitdem
Kind rede. Laut Reber kann das
aucheineVertrauenspersonaus
Verwandtschaft oder Vereinen
sein und muss nicht zwingend
eine Fachperson sein.

Die Koordinationsstelle
HäuslicheGewaltwill im laufen-
den Jahr den festgestellten
Handlungsbedarf mit den Ge-
meinden, mit den Kesb sowie
mit Fachstellen und Behörden
thematisieren und die Inhalte
des Handbuchs vertieft vorstel-
len, hält der Kanton in der Mit-
teilung abschliessend fest.

RatschränktWohnsitzwahl
vonFlüchtlingenein
Parlament Soll die Wohnsitz-
wahl für anerkannte Flüchtlin-
ge, die von der Sozialhilfe ab-
hängig sind, im Kanton St.Gal-
len eingeschränkt werden? Um
diese Frage ging es am ersten
Sessionstag bei einer Motion
derMitte-EVP-Fraktionundder
SVP-Fraktion. Das Ziel dabei:
Die anerkannten Flüchtlinge
sollen besser auf die Gemein-
den verteilt werden.

Mathias Müller (Die Mitte)
erwähntedieGemeindeBazen-
heidalsBeispiel:DerAusländer-
anteil sei hoch. Es entstünden
grosse ausländische Gemein-
schaften,wasdie Integrationer-
schwere.Umdas zuverhindern,
wollenSVPundMittedieZuwei-
sung von Wohnraum auch für
anerkannte Flüchtlinge, wie sie
bereits bei vorläufig aufgenom-
menen Personen praktiziert
wird. Die Regierung lehnte die

Motion ab – das Vorgehen sei
völkerrechtswidrig. Die FDP
teilte diese Ansicht. «Wir be-
trachten das als Zwängerei»,
sagte Imelda Stadler. Auch Da-
rio Sulzer (SP) stellte sich da-
gegen: Für anerkannte Flücht-
lingegeltedieWohnsitzfreiheit.
ZudemergäbensichbeiderUm-
setzung der Motion praktische
Probleme.

Parlament stimmt
Motion knapp zu
Trotz Einwänden und des Wi-
derspruchs zum Völkerrecht
stimmte der Kantonsrat der
Motion knapp zu – mit 59 zu 55
Stimmen – undverlangt nunda-
mit, dass anerkannte Flüchtlin-
ge besser auf die Gemeinden
verteilt werden. Man darf ge-
spannt sein auf den Umset-
zungsvorschlag der St.Galler
Regierung. (av)

Sollen Steingärten und unversiegelte Böden als Grünflächen gelten? Eine der strittigen Fragen im kantonalen Baugesetz. Bild: Getty


